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Der Bundesminister Bad Godesberg, den 15. September 1967 

für wissenschaftliche Forschung 

II 3 - 3433 3 - 37/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Abwanderung deutscher Wissenschaftler 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Moersch, Dorn und der Fraktion der FDP 
- Drucksache V/2036 — 


Im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt und 
dem Bundesminister des Innern beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt: 

Vorbemerkung 

In allen hochentwickelten Industriestaaten der Welt 
gewinnt das qualifizierte Forschungspersonal als 
Wegbereiter des technischen Fortschritts und des 
wirtschaftlichen Wohlstandes immer mehr an Be- 
deutung. Die Internationalität von Wissenschaft und 
Technik führt zu einer Wanderung der Wissen- 
schaftler und Ingenieure zwischen den forschungs- 
intensiven Ländern. Dieses Phänomen ist durchaus 
positiv zu werten, da wertvolle Kenntnisse und Er- 
fahrungen ausgetauscht werden. Die Wanderung 
wirkt sich national gesehen jedoch ungünstig aus, 
wenn die Wissenschaftler und Ingenieure für immer 
im Ausland bleiben. Diese sogenannte Abwande- 
rung ist in fast allen europäischen Ländern zu beob- 
achten. Die im Auftrag der Stiftung Volkswagen- 
werk von Herrn Dr. Müller-Daehn verfaßte Studie 
stellt das in den vergangenen Jahren angefallene, 
nicht immer vollständige Material über die Abwan- 
derung deutscher Wissenschaftler zusammen. Leider 
konnte sich der Verfasser nur teilweise auf exakte 
Zahlen stützen. Anhand der von der National 
Science Foundation, Washington, veröffentlichten 
Berichte schätzt er die Zahl der von 1949 bis 1965 
abgewanderten Wissenschaftler und Ingenieure auf 
5604 (darunter 1663 Naturwissenschaftler und 3941 
Ingenieure). Die anderen Fächer sind von der Ab- 
wanderung kaum betroffen. Weiter ist anzunehmen, 
daß die Mehrzahl der Abwanderer im Anschluß an 
ihr Examen Deutschland verlassen hat. Aufnah- 
meländer sind in der Hauptsache die USA und 
Kanada, das häufig als erste Etappe gewählt wird. 


Gegenüber den im Bundesbericht Forschung II im 
Abschnitt Abwanderung (Seite 45) genannten Zah- 
len steht jetzt neueres Material zur Verfügung. 

Übersicht über die Einwanderung 
deutscher Wissenschaftler und Ingenieure 
in die USA 

(Genehmigung zum Daueraufenthalt) 

Quelle für die Zahlen: Immigration and Naturalisa- 
tion Service of the Department of Justice (US), 
wiedergegeben in der Veröffentlichung NSF 67-3 
. der National Science Foundation, Washington, und 
im Bericht des Unterausschusses für Forschungs- und 
technische Programme des Repräsentantenhauses 
I vom Juli 1967 

I 1. Abgrenzungsmerkmal: Deutschland als letzter 
Wohnsitz 


Jahr 

Summe 

In- 

genieure 

Natur- 

wissen- 

schaftler 

Sonstige 

1956 

357 

253 

86 

18 

1957 

659 

488 

171 

unbekannt 

1958 

423 

302 

121 

unbekannt 

1959 

428 

303 

125 

unbekannt 

1960 

324 

226 

98 

unbekannt 

1961 

291 

187 

104 

unbekannt 

1962 

303 

172 

112 

19 

1963 

376 

208 

148 

20 

1964 

451 

283 

146 

22 

1965 

388 

225 

145 

18 

1966 

363 

234 

112 

17 


4363 

2881 

1368 

114 
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2. Abgrenzungsmerkmal: Deutschland als Geburts- 
land 


Jahr 

Summe 

In- 

genieure 

Natur- 

wissen- 

schaftler 

Sonstige 

1962 

356 

224 

115 

17 

1963 

428 

231 

176 

21 

1964 

491 

312 

161 

18 


1275 

767 

452 

56 


Die Zahl der abgewanderten Naturwissenschaftler 
machte im Jahre 1965 rund 8,4 ^/o der Hochschul- 
absolventen der Physik, Chemie und Biologie aus. 
Bei der Beurteilung aller Zahlen ist jedoch zu be- 
achten, daß die genaue Zahl der aus dem Ausland 
zurückgekehrten Naturwissenschaftler nicht bekannt 
ist. Nach einer Erhebung der Kultusministerkon- 
ferenz sind von 1945 bis 1963 154 deutsche oder 
früher deutsche Wissenschaftler als Professoren in 
die Bundesrepublik zurückberufen worden. Im Som- 
mer dieses Jahres hat das Kultusministerium Hessen 
festgestellt, daß von 1961 bis April 1967 23 an den 
hessischen Hochschulen beschäftigte Wissenschaftler 
abgewandert und 27, davon 17 aus den USA, zu- 
rückgekehrt sind. Es hat außerdem festgestellt, daß 
seit 1962 von insgesamt 303 neuberufenen Lehr- 
stuhlinhabern 38 aus dem Ausland kamen und wei- 
tere 37 zuvor vorübergehend im Ausland tätig wa- 
ren. 

Im ganzen gesehen dürfte sich in den letzten Jahren 
in den Fächern Chemie und Physik für Deutschland 
ein vorläufiger Wanderungsverlust ergeben haben. 
Entscheidend für eine Bewertung und Behandlung 
des Problems ist die Frage, ob sich dieser Verlust 
auf die wissenschaftlichen Institutionen ausgewirkt 
hat. Zum Bedarf an Naturwissenschaftlern kann 
lediglich gesagt werden, daß z. Z. an den wissen- 
schaftlichen Hochschulen, hauptsächlich infolge der 
großen Stellenvermehrung, ca. 15 Vo der Lehrstühle 
und schätzungsweise der gleiche Prozentsatz der 
Stellen des Mittelbaus nicht besetzt sind. Nach den 
Angaben der Zentralstelle für Arbeitsvermittlung ist 
in der gewerblichen Wirtschaft die Zahl der offenen 
Stellen für Physiker und Chemiker von 947 im Jahre 
1966 auf 557 im Jahre 1967 zurückgegangen. 

Kaum ein Mangel dürfte z. Z. an Ingenieuren (ein- 
schließlich Diplomingenieuren) bestehen, die den 
Hauptanteil an der Wanderung ausmachen. Die Zahl 
der offenen Stellen ist hier von 1421 im Jahre 1966 
auf 434 im Jahre 1967 zurückgegangen. Nachteilig 
wirken sich aber unzweifelhaft alle jene Fälle aus, 
in denen qualifizierte Gelehrte und technische Spe- 
zialisten einem Ruf ins Ausland gefolgt sind. 

Zahlreiche der mit der Abwanderung zusammen- 
hängende Probleme fallen in die Zuständigkeit der 
Länder. Soweit dies in der Kürze der Zeit möglich 
war, wurden die Antworten mit ihnen abgestimmt. 


1. Welche Folgerungen gedenkt die Bundesregie- 
rung aus dem im Aufträge der Stiftung Volks- 
wagenwerk erstellten Untersuchungsbericht zum 
Problem der Abwanderung deutscher Wissen- 
schaftler zu ziehen? 

Die Abwanderung ist in der Presse und Öffentlich- 
keit teilweise als eine Massenflucht von Wissen- 
schaftlern dargestellt worden. Davon kann nicht 
gesprochen werden. Die Kultusminister der Länder 
haben das Problem bisher nicht als quantitativ be- 
unruhigend angesehen. Allerdings ging man davon 
aus, daß mit der Besserung der Verhältnisse in 
Deutschland die Abwanderung zurückgehe, was sich 
nicht bewahrheitet hat. Aus der genannten Studie 
und dem sonstigen Material ergeben sich nach Auf- 
fassung der Bundesregierung für die Zukunft nach- 
: stehende Folgerungen; 

' a) Die Abwanderung ist systematisch zu beobach- 
ten. 

b) Bestehende Ansätze zur Behandlung dieses Fra- 
genkomplexes sind zu koordinieren. 

i c) Die Ursachen der Abwanderung müssen soweit 
wie möglich beseitigt werden. 

d) Es muß das Nötige getan werden, um qualifizier- 
ten Wissenschaftlern die’ Rückkehr zu erleichtern. 

I a) 

I Der Bundesminister für wissenschaftliche Forschung 
! hat sich bereits im Jahre 1964 an die Vermittlungs- 
I stelle für deutsche Wissenschaftler im Ausland ge- 
! wandt und sie gebeten, das Problem der Abwande- 
I rung zu untersuchen und sich der rückkehrwilligen 
Wissenschaftler anzunehmen. Die Vermittlungsstelle 
I führte im Jahre 1965 eine Fragenbogenaktion an 
i den Hochschul- und sonstigen Forschungsinstituten 
I durch, deren Ergebnis der Verfasser der Studie aus- 
! gewertet und durch eigene Untersuchungen erwei- 
tert hat. Dadurch sind die Namen von 1265 Wissen- 
[ schaftlern bekannt geworden, die seit 1950 die Bun- 
1 desrepublik verlassen haben, von ihnen 843 in die 
I USA. Auf Grund dieses Materials sollen die Kon- 
I takte mit den abgewanderten Wissenschaftlern auf- 
! genommen werden. Zu den Einzelheiten wird bei 
; Frage 2 Stellung genommen. Das Statistische Bun- 
desamt führt ferner z. Z. Probeerhebungen durch, 
um die Ab- und Rückwanderung statistisch zu er- 
; fassen. 

: Zu b) 

' Der Hochschulverband stellt z. Z. eine Kartei über 
die deutschen Wissenschaftler im Ausland zusam- 
men, die von den Hochschulen bei Berufungen und 
; Besetzungen sonstiger akademischer Positionen kon- 
I sultiert werden soll. Auch die Deutschen Botschaften 
I haben mit einer Anzahl abgewanderter Wissen- 
schaftler Kontakt aufgenommen. Diese Ansätze müs- 
1 sen an einer Stelle koordiniert werden. 


o 
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Zu c) 

Die Studie enthält eine Darstellung über die Motive 
der Abwanderung, die weitgehend auf einer persön- 
lichen Umfrage des Verfassers beruht. Danach sind 
die Gründe finanzieller, struktureller und wissen- 
schaftspolitischer (materieller) Art. Diese Auffas- 
sung deckt sich weitgehend mit Beobachtungen an- 
derer Stellen. Abgesehen von einer ausreichenden 
Bezahlung sind an den wissenschaftlichen Institu- 
tionen die materiellen und strukturellen Voraus- 
setzungen zu schaffen, die dem Nachwuchs eine an- 
gemessene Entfaltung gestatten. Breite und Intensi- 
tät der Forschung in der Bundesrepublik lassen sich 
im europäischen Raum nicht generell mit den USA 
vergleichen. Alle Anstrengungen müssen darauf ge- 
richtet werden, durch qualifizierte deutsche Beiträge 
in einem europäischen Forschungsverbund den glei- 
chen Rang wie die USA zu erreichen: 

1. Für das wissenschaftliche und technische Perso- 
nal an den Forschungseinrichtungen außerhalb 
der Hochschulen sind im vergangenen Jahr Ge- 
haltsverbesserungen erreicht worden. Darüber 
hinaus hat das Wissenschaftskabinett der Bun- 
desregierung für das wissenschaftliche und tech- 
nische Personal gezielte Gehaltsverbesserungen 
beschlossen. Die Hochschullehrerbesoldung ist in 
den letzten Jahren teilweise reformiert worden. 
Nach den Vorschlägen des Wissenschaftsrates 
wird die Struktur des Hochschullehrkörpers vor 
allem für die Nachwuchskräfte verbessert. Der 
erste Schritt dazu ist von der Bundesregierung 
mit dem Entwurf des Änderungsgesetzes zum 
Beamtenrechtsrahmengesetz eingeleitet. Die Län- 
der haben an den wissenschaftlichen Hochschulen 
zahlreiche neue Stellen geschaffen. Im großen 
und ganzen bestehen also für Nachwuchskräfte 
der Naturwissenschaften im Inland günstige Be- 
rufsaussichten. 

2. Zur Frage der strukturellen Reform der wissen- 
schaftlichen Institutionen wird bei Frage 3 Stel- 
lung genommen. 

3. Die Bundesregierung wird in den kommenden 
Jahren erhebliche Anstrengungen machen, um 
der Forschung die materiellen Grundlagen zu 
bieten, das internationale Niveau zu erreichen. 
Ich verweise hier auf die mittelfristige Finanz- 
planung, in der die wissenschaftliche Forschung 
als sachlicher Schwerpunkt mit überproportio- 
nalen Steigerungsraten von durchschnittlich 16 
pro Jahr anerkannt ist. 

Zu d) 

Gilt es in erster Linie, die Ursachen der Abwande- 
rung an den deutschen Forschungsinstituten zu be- 
seitigen, so darf nicht verkannt werden, daß die 
ungleichen Verhältnisse und der große Bedarf an 
Naturwissenschaftlern noch für einige Jahre be- 
stehen bleiben und zur Auswanderung qualifizierter 


Wissenschaftler führen dürften. Trotz mancher noch 
bestehender Kontakte müssen daher zusätzliche 
Maßnahmen getroffen werden, deutsche Wissen- 
schaftler zurückzuholen, wenn sie in Deutschland 
gebraucht werden. Nach den Beobachtungen der 
letzten Jahre besteht bie vielen Wissenschaftlern 
die Bereitschaft, wieder eine Tätigkeit in der Bun- 
desrepublik zu übernehmen. Die Bundesregierung 
teilt die in der Studie vertretene Auffassung, daß 
eine besondere Kontaktstelle eingerichtet werden 
muß, die die Wissenschaftler bei ihrer Rückkehr 
unterstützen kann, über die bisherigen und geplan- 
ten Maßnahmen wird bei Frage 2 berichtet. 

Die Erfahrungen der Llochschulabteilungen der Kul- 
tusministerien der Länder gehen dahin, daß die nach 
USA abgewanderten Wissenschaftler durch Rufe auf 
deutsche Lehrstühle überwiegend wieder zurück- 
zugewinnen sind. Die Stellung eines Ordinarius ist 
sowohl akademisch wie wirtschaftlich so attraktiv, 
daß ungeachtet der (nach formaler Währungspari- 
tät) besseren Besoldung eines „Full Professors" in 
USA (in speziellen Fällen bis zu jährlich 40 000 S) 
auch hochqualifizierte, mit internationalen Preisen 
ausgezeichnete Wissenschaftler einem Ruf oder 
einer Rückberufung nach Deutschland zu folgen 
pflegen. Besser dürfte die Bezahlung des „akademi- 
schen Mittelbaus" in USA sein; sie beträgt dort 
8000 bis 16 000 $ im Jahr, was die in Deutschland 
gebotenen Gehälter nach A 13 bis A 15 bzw. H 1 bis 
H 3 nicht nur nominell, sondern auch kaufkraftmäßig 
im Durchschnitt übertrifft. 


2. In welchem Umfang und mit welchen Maßnah- 
men hat sich die Bundesregierung bisher um die 
Rückkehr solcher deutscher Wissenschaftler be- 
müht, die sich endgültig im Ausland nieder- 
lassen wollten? 

a) Bisherige Maßnahmen 

Nach der Anregung des Bundesministers für wissen- 
schaftliche Forschung sollte die Vermittlungsstelle 
die Aufgabe übernehmen, abgewanderte Wissen- 
schaftler namentlich festzustellen, sie über den Stand 
der deutschen Forschung und ihrer Einrichtungen zu 
informieren und sie bei der Rückkehr zu beraten. 
Die Kultusminister der Länder hielten die Vermitt- 
lungsstelle ebenfalls für die geeignete Kontaktstelle. 
Zu einer Fühlungnahme in größerem Umfange mit 
den abgewanderten Wissenschaftlern war die Ver- 
mittlungsstelle bisher aus Personalmangel nicht in 
der Lage. Eine personelle Verstärkung ist in die 
Wege geleitet, über die endgültige Organisation 
der Kontaktstelle wird noch zwischen der Bundes- 
regierung und den Kultusministern der Länder ver- 
handelt. 

! Der Verfasser der Studie hat eine vorläufige Per- 
sonalkartei zusammengestellt, die für künftige Kon- 
takte zur Verfügung steht. Neben der ständigen 
' Information der Wissenschaftler sind auch finan- 
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ziehe Unterstützungen bei der Rückkehr notwendig. 
Dazu stellte die Stiftung Volkswagenwerk der Ver- 
mittlungsstelle Mittel in Höhe von 300 000 DM zur 
Verfügung. Sie trug damit für sechs Wissenschaftler 
die Kosten von Informationsreisen, mit denen die 
spätere Rückkehr vorbereitet werden soll. Weiteren 
20 Wissenschaftlern gewährte sie Zuschüsse zu den 
Umzugskosten und an elf Wissenschaftler Uber- 
brückungsdarlehen. Die Fortsetzung dieser Maß- 
nahmen ist Aufgabe von Bund und Ländern. Seit 
1966 hat der Bundesminister für wissenschaftliche 
Forschung in Verbindung mit der Vermittlungsstelle 
die Finanzierung der Informationsreisen und Über- 
gangsunterstützungen übernommen. Mittel stehen 
bei Kapitel 31 02 Titel 652 des Bundeshaushaltsplans 
bereit (1967: 120 000 DM). Bisher wurden für 18 
Wissenschaftler Informationsreisen finanziert; fünf 
Wissenschaftler sind zurückgekehrt, darunter haben 
vier einen Ruf auf einen Lehrstuhl erhalten. Die 
Umzugskosten sollen künftig in allen Fällen von 
den Trägern der Forschungseinrichtungen, an denen 
die Wissenschaftler tätig werden, übernommen wer- 
den. Nach Mitteilung der Kultusminister der Länder 
werden für Ordinarien die Umzugskosten im all- 
gemeinen erstattet, für Nichtordinarien in Einzel- 
fällen. 

b) Künftige Maßnahmen 

Es ist zu erwarten, daß die Vermittlungsstelle Ende 
dieses Jahres die Aufgaben einer Kontakt- und Ko- 
ordinierungsstelle für ausgewanderte Wissenschaft- 
ler übernehmen kann. Ihre erste Aufgabe wird es 
sein, die Wissenschaftler im Ausland über die wis- 
senschaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik zu 
informieren. Sie wird ihnen zu diesem Zweck wis- 
senschaftliche Informationsschriften übersenden; die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft hat sich bereit er- 
klärt, mitzuwirken. Zur Zeit verschickt der Bundes- 
minister für wissenschaftliche Forschung bereits an 
eine größere Zahl von deutschen Wissenschaftlern 
in den USA laufend Zeitschriften. Diese Aktion hat 
bei den Wissenschaftlern ein positives Echo gefun- 
den. Durch die Kontaktpflege soll zwischen den 
Wissenschaftlern und den deutschen Forschungs- 
instituten eine ständige Verbindung erhalten blei- 
ben, die Voraussetzung für eine spätere Rückkehr 
ist. In Einzelfällen sollen Wissenschaftler Gelegen- 
heit erhalten, sich an Ort und Stelle während einer 
Informationsreise über ihre künftige Tätigkeit zu 
orientieren. Daneben ist daran gedacht, interessier- 
ten Wissenschaftlern Gastprofessuren anzubieten, 
die von den Bundesländern bereits eingerichtet sind. 

3. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß eine 
umfassende Hochschulreform in vielen Fällen 
eine der entscheidenden Voraussetzungen für 
das Verbleiben junger deutscher Wissenschaft- 
ler in der Bundesrepublik Deutschland ist? 

1. Welche Motive den Ausschlag geben, wenn ein 
Wissenschaftler sich entscheidet, in Deutschland 
zu bleiben oder ins Ausland zu gehen, läßt sich 
in allgemeiner Form kaum feststellen. Dies hat 
auch die Studie bestätigt. Allerdings wird dort 
als Kernpunkt der jeweiligen Überlegungen im [ 


Einzelfail die Erfahrung herausgestellt, daß „die 
materiellen und strukturellen Voraussetzungen 
an unseren wissenschaftlichen Institutionen fehlen, 
die eine angemessene Entfaltung und Entwick- 
lung des wissenschaftlichen Nachwuchses gestat- 
ten und fördern“ (Seite 79). Diese Bemerkung 
deckt sich mit anderen Äußerungen zu diesem 
Thema. So hat der Generalsekretär der West- 
deutschen Rektorenkonferenz, Dr. Fischer, mit 42 
Wissenschaftlern in den USA über die Gründe 
ihrer Abwanderung gesprochen. Es zeigt sich 
stets, daß es den abwandernden jungen Wissen- 
schaftlern weniger um Einzelprobleme einer um- 
fassenden Hochschulreform geht, die die Fragen 
etwa nach der Struktur der Hochschulen, nach 
der Organisation der Selbstverwaltung, nach der 
Studien- und Prüfungsreform einschließt, als viel- 
mehr um die Sektoren der Organisation der For- 
schung (2), der Beteiligung des Nachwuchses an 
den wissenschaftlichen Einrichtungen (3) und des 
offenen Wettbewerbs im wissenschaftlichen Fort- 
kommen (4). 

Im Hochschulbereich hat der Bund keine unmit- 
telbaren Zuständigkeiten. Nur im Zusammen- 
hang mit der Motivation der Abwanderung wird 
im folgenden zu den angeschnittenen Punkten 
im Hinblick auf die Naturwissenschaften (Physik, 
Chemie, Biologie) Stellung genommen. 

2. Die Organisation der Forschung in den Hoch- 
schulen wird z. Z. weitgehend bestimmt von 
einer Vielzahl von Einzelinstituten, die jeweils 
von einem Professor als Direktor mit zugehöri- 
gem hierarchischem Unterbau geleitet werden. 
Er trifft die personellen Entscheidungen über 
seine Mitarbeiter (Auswahl, Anstellung, Entlas- 
sung, Stipendienantrag etc.). Er beschließt das 
Forschungsprogramm und weist in dessen Rah- 
men den Mitarbeitern die jeweiligen (Teil-)Auf- 
gaben zu. Er verfügt über die jährlichen Haus- 
haltsmittel und beantragt die künftigen Mittel. 
Vom Direktor hängt somit fast ausschließlich ab, 
welche wissenschaftlichen Arbeiten durchgeführt 
und wem sie zugewiesen werden. Nur er kann 
die Möglichkeit zur selbständigen wissenschaft- 
lichen Entfaltung gewähren. Die Gefahren dieses 
Systems liegen auf der Hand. Man bemüht sich 
an vielen Orten, ihnen auf verschiedene Weise 
abzuhelfen (z. B. Einführung des Department- 
Systems, kollegiale Institutsleitung, Forschungs- 
units, Einrichtung selbständiger Abteilungen 
usw.). Gerade in den Naturwissenschaften ist der 
Gedanke des Teamworks mit gemeinsamer Ver- 
öffentlichung schon weit verbreitet. Die genann- 
ten Ansätze zu Reformen könnten dazu bei- 
tragen, daß die akademische Forschung auch für 
Nachwuchskräfte in Deutschland attraktiver und 
damit effektiver wird. 

3. In der genannten Studie wird darauf hingewie- 
sen, daß die wissenschaftlichen Mitarbeiter unter- 
halb des Leiters einer akademischen Forschungs- 
stätte häufig auch nicht den Gang der Forschung 
mitbestimmen sowie Geräte und Hilfsmittel mit 
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gleicher Berechtigung benutzen können. Hier ist 
ein Mitsp rache recht zu fordern, d. h. die Angehö- 
rigen des sogenannten Mittelbaus der Universi- 
täten sollten mitbestimmend als Mitglieder in 
die Körperschaft eingegliedert werden. 

4. Fällt es nach alldem jungen Wissenschaftlern 
häufig schwer zu zeigen, was sie leisten können, 
so türmen sich vor dem erstrebenswerten Berufs- 
ziel, selbst Hochschullehrer zu werden, noch zu- 
sätzliche Schwierigkeiten auf. Der Wissenschafts- 
rat hat in seinen „Empfehlungen zum Ausbau 
der wissenschaftlichen Hochschulen bis 1970" 
konkrete Vorschläge gemacht, wie das Habilita- 
tionsverfahren beschleunigt, entformalisiert und 
objektiviert werden kann. 

5. Zusammenfassend zeigen sich vielfache Ansätze 
zu Reformen in Wissenschafts- wie berufspoliti- 
scher Hinsicht. Den berechtigten Interessen des 
wissenschaftlichen Nachwuchses wird nur ent- 
sprochen werden können, wenn sich bei allen 
Beteiligten in Hochschule und Verwaltung die 
Einsicht durchsetzt, daß der Fortschritt der Wis- 
senschaft einen offenen und freien Wettbewerb 
der Wissenschaftler auf jeder Stufe verlangt und 
voraussetzt. 


4. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß aus- 
ländische Wissenschaftler in größerer Zahl mit 
dem Ziel, in der Bundesrepublik Deutschland 
eine Tätigkeit auszuüben, für längere Zeit oder 
auch für die Dauer gewonnen werden könnten 
und sollten, um die Abwanderungsverluste aus- 
zugleichen? 

Die Bundesregierung begrüßt es, wenn ausländische 
Wissenschaftler auf Dauer oder auf längere Zeit in 
der Bundesrepublik Deutschland eine Forschungs- 
oder Lehrtätigkeit annehmen. Ihre Zahl ist erfreu- 
licherweise nicht gering, wie sich u. a. aus der Ver- 
lautbarung der Kultusministerkonferenz vom Jahre 
1964 ergibt, wonach bis 1963 198 Ausländer auf 

Lehrstühle wissenschaftlicher Hochschulen berufen 
worden sind. Vollständige Angaben auch für die 
verhältnismäßig große Zahl von Gastprofessoren 
werden sich aus der im Oktober 1966 seitens des 
Statistischen Bundesamtes durchgeführten Erhebung 
für die Hochschullehrer-Statistik ergeben, die gegen 
Ende dieses Jahres ausgewertet wird. Nach Mittei- 
lung der Kultusminister der Länder werden in den 
letzten zwei bis drei Jahren zunehmend ausländische 
Wissenschaftler auf Berufungslisten für deutsche 
Lehrstühle gesetzt. Ausschlaggebender Gesichts- 
punkt für ihre Gewinnung ist dabei wie stets die in 
der akademischen Welt anerkannte besondere Quali- 
fikation. Der Gedanke, auf diese Weise Abwande- 
rungsverluste ausgleichen zu wollen, dürfte dabei 
keine Rolle spielen. 

Die Bundesregierung hält auch die vielfältigen und 
zahlreichen, jedoch zeitlich begrenzten Aufenthalte 


ausländischer Gelehrter in Deutschland für äußerst 
wertvoll. 

5. Reicht nach Auffassung der Bundesregierung die 
personelle Besetzung wichtiger Auslandsvertre- 
tungen aus, um der Bundesregierung fortlaufend 
die notwendigen Informationen über den Stand 
der wissenschaftlichen Forschung im Ausland, 
speziell der dortigen personellen Probleme, zu 
vermitteln? 

Die Berichterstattung über den Stand der wissen- 
schaftlichen Forschung im Ausland einschließlich 
personeller Probleme obliegt in den deutschen Aus- 
landsvertretungen im allgemeinen den Wirtschafts- 
abteilungen oder -referenten. 

Mit der zunehmenden Bedeutung der wissenschaft- 
lichen Forschung und technischen Entwicklung für 
die internationalen Beziehungen hat es sich als not- 
wendig erwiesen, an einigen Botschaften mindestens 
' einen Angehörigen ausschließlich mit Fragen der 
wissenschaftlichen Forschung und technischen Ent- 
; Wicklung zu befassen. Zunächst wurde an der Bot- 
schaft Washington und sodann an der Botschaft Lon- 
; don die Stelle eines Wissenschaftsreferenten ein- 
: gerichtet. Aufgabe dieser Beamten ist es, ständige 
' Kontakte mit allen für die Forschung und Entwick- 
lung zuständigen Stellen des Gastlandes zu halten, 
über besonders wichtige wissenschaftlich-technische 
Entwicklungen und die Politik auf dem Gebiet von 
Forschung und Entwicklung zu berichten, sowie 
Verbindungen mit deutschen Forschern im Gastland 
aufrechtzuerhalten. Die schnelle Zunahme der wis- 
senschaftlich-technischen internationalen Zusammen- 
arbeit macht es notwendig, auch bei weiteren Bot- 
I schäften Wissenschaftsreferenten einzusetzen. Ge- 
dacht ist zunächst an die Botschaften Paris, Moskau 
und Tokio. Entsprechende Stellen stehen jedoch 
hierfür noch nicht zur Verfügung. 

Die Einsetzung von Wissenschaftsreferenten an 
Botschaften in wissenschaftlich führenden Staaten 
soll dadurch ergänzt werden^ daß die deutschen 
Auslandsvertretungen mehr als bisher angewiesen 
werden, über wissenschaftlich-technische Probleme 
zu berichten, und daß sich dementsprechend An- 
gehörige dieser Vertretungen in stärkerem Maße 
als bisher mit diesen Problemen vertraut machen 
müssen. Fachreferenten für wissenschaftliche For- 
schung und technische Entwicklung gibt es außer- 
dem an diplomatischen Vertretungen bei internatio- 
nalen Organisationen, so an der Vertretung bei den 
Europäischen Gemeinschaften in Brüssel, der OECD- 
Vertretung in Paris, der NATO-Vertretung in Paris 
und der Botschaft Wien (für die Internationale 
Atomenergie-Organisation). Um die wichtigsten 
Auslandsvertretungen personell so auszustatten, 
daß die Bundesregierung fortlaufend die notwendi- 
gen Informationen über den Stand der wissen- 
schaftlichen Forschung im Ausland erhält, müßten 
zusätzliche Stellen genehmigt werden. 


Dr. Stoltenberg 





